
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

nach einem langen Diskussions-
prozess hat der Deutsche Bun-
destag heute ein Gesetz verab-
schiedet, welches das unkonven-
tionelle Fracking verbietet.  

Jedoch dürfen bundesweit insgesamt vier 
Probebohrungen zur Erforschung der Auswir-
kungen auf die Umwelt durchgeführt werden. 
Voraussetzung ist, dass die jeweilige Landes-
regierung zustimmt. Das Verhandlungsergeb-
nis ist sehr differenziert zu betrachten: Das 
Verbot unkonventionellen Frackings ist zu-
nächst einmal ohne jeden Zweifel ein bemer-
kenswerter Teilerfolg der Großen Koalition. 
Unkonventionelles Fracking in NRW ist da-
mit faktisch ausgeschlossen, zudem wird ein 
verbindlicher Rechtsrahmen geschaffen. Dies 
bewerte ich auch als Erfolg meiner konsequen-
ten Fracking-Verweigerungshaltung und der 
meiner CDU-Kollegen aus dem Münsterland 
sowie der CDU-Landtagsfraktion NRW, die 
über Jahre stets konsequent gegen unkonven-
tionelles Fracking Front gemacht hat. Ich 
führe aber auch Kritik, weil trotz fortbeste-
hender Risiken dieser Technologie Probeboh-
rungen ermöglicht werden. Ich habe mich 
bislang vehement in meiner Fraktion für ein 
bundesweites Totalverbot von unkonventio-
nellem Fracking eingesetzt, solange damit 
Risiken verbunden sind. Diese klare Position 
werde ich weiter verfolgen. Meine Vorbehalte 
gegen unkonventionelles Fracking bestehen 
also auch bei diesem Gesetzentwurf fort! 
Diese und weitere Themen und Termine 
begleiteten meine Arbeit in dieser Woche in 
Berlin: 
 

 Klausurtagung der AG Verkehr auf der Halb-
insel Usedom am Montag 

 Anhörung zum Berufskraftfahrer-
Qualifikations-Gesetz 

 Meinungsaustausch mit Carsten Linnemann 
MdB und dem Salzkottener Bürgermeister 
Ulrich Berger zum BVWP 2030 

 Diskussion mit einer Besuchergruppe aus 
dem Kreis WAF 

 Meinungsaustausch mit dem Wirtschaftsrat 
NRW 

 Treffen der AG Landwirtschaft mit Bundes-
minister Schmidt  

 Sondersitzung der Landesgruppe NRW zu 
Fracking 

 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und möchte Sie zu-
dem auf meine Homepage www.cdu-
sendker.de hinweisen. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Kein Fracking in Nordrhein-Westfalen 
 
Nach der Ankündigung der rot-grünen Landesregierung in Niedersachsen 
Ende letzter Woche, Fracking nach dem aktuellen Bergrecht genehmigen 
und nicht auf das strengere Umweltrecht eines neuen Bundesgesetzes war-
ten zu wollen, besteht für Nordrhein-Westfalen dringender Handlungsbe-
darf. 
 
Deshalb hat der Landes- und Fraktionsvorsitzende Armin Laschet in einer 
Sonderschaltkonferenz mit dem geschäftsführenden Vorstand der CDU-
Landtagsfraktion und in einer Sondersitzung der CDU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag in Berlin am Dienstag das weitere Vorgehen abge-
stimmt.  
Das Ziel: Möglichst schnell ein gesetzliches Fracking-Verbot für Nordrhein-
Westfalen sicherstellen. 
 
Nach der Sondersitzung der CDU-Landesgruppe erklärte Armin Laschet: 
 
Die CDU Nordrhein-Westfalen will kein Fracking in Nordrhein-Westfalen. 
Wir brauchen jetzt eine klare gesetzliche Regelung, die das sicherstellt. Wir 
brauchen das Schutzgesetz des Bundes, um Fracking in Nordrhein-
Westfalen zu verhindern. In enger Abstimmung von Landtagsfraktion und 
unserer Landesgruppe haben wir entgegen dem ursprünglichen Geset-
zesentwurf der SPD-Minister Hendricks und Gabriel Folgendes durchge-
setzt: 
 
1. Der neue Gesetzentwurf enthält ein klares Verbot des unkonventionel-

len Frackings. 
 

2. Im Gegensatz zum ursprünglichen Gesetzesentwurf dürfen die bun-
desweit insgesamt vier Probebohrungen zur Erforschung der Auswir-
kungen des unkonventionellen Frackings auf die Umwelt nicht ohne 
die Zustimmung der jeweiligen Landesregierung durchgeführt werden. 
Für Nordrhein-Westfalen lehnt die CDU solche Probebohrungen ab. 
 

3. Sollten in einem anderen Bundesland solche Probebohrungen stattfin-
den, wird – auch das wurde ergänzt – der Deutsche Bundestag im Jah-
re 2021 erneut über das Fracking-Verbot entscheiden. 

 
Die CDU steht für ein Fracking-Verbot in Nordrhein-Westfalen. Wenn SPD 
und Grüne in Nordrhein-Westfalen im Gegensatz zu ihren Kollegen in Nie-
dersachsen bei ihren Positionen bleiben, wird es mit dem neuen Gesetz in 
unserem Land kein Fracking geben.“ 
 
Die CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bundestag hat nach der Sondersit-
zung der CDU-Landesgruppe NRW das Thema Fracking in der Fraktionssit-
zung besprochen und der Position der Nordrhein-Westfalen demonstrativ 
den Rücken gestärkt.  
Damit kann die abschließende Lesung des nun geänderten Gesetzentwurfes 
bereits an diesem Freitag im Plenum des Deutschen Bundestages erfolgen.  

 

 

 Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 

 

 www.cdu-landesgruppe-nrw.de  
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Gesetz zur Anpassung der Erbschaftsteuer-und Schenkung 
 

Der Gesetzentwurf zielt auf eine verfassungsgemäße Ausgestaltung der Verschonung betrieb-
lichen Vermögens und damit auf eine verfassungskonforme Erhebung der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer. Die Sicherung der vorhandenen Beschäftigung in den übergehenden Be-
trieben und die Bewahrung der ausgewogenen deutschen Unternehmenslandschaft machen 
es erforderlich das Gesetz zu ändern.  
Die Unternehmen sind teils in dünn besiedelten Regionen gewachsen, stärken dort die Wirt-
schaft entscheidend und wirken einer Abwanderung aus diesen Gebieten entgegen. Traditi-
onelle Unternehmen werden vielfach seit Generationen fortgeführt und sichern über Jahr-
zehnte zahlreiche Arbeitsplätze. Durch ihr Engagement auch im sozialen und kulturellen 
Bereich sorgen sie für einen gesellschaftlichen Zusammenhalt in der jeweiligen Region. 
 
Um einen verfassungsgemäßen Zustand zu schaffen, werden die vom Bundesverfassungsge-
richt beanstandeten Regelungen angepasst:  

 die Freistellung von Kleinstbetrieben von den Lohnsummenregelungen,  

 die Abgrenzung des begünstigten von dem nicht begünstigten Vermögen,  

 Einführung einer Verschonungsbedarfsprüfung für den Erwerb großer  
Betriebsvermögen,  

 Einführung eines Abschmelzmodells als Wahlrecht für den Erwerb großer  
Betriebsvermögen 
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Verbraucherrechte im Wohnungseigentumsgesetz stärken 
Rahmenbedingungen für privaten Wohnungsbau verbessern 

 
Die Stärkung der Verbraucherrechte bei Baudienstleistungen ist zurzeit Gegenstand der par-
lamentarischen Beratungen. Auch beim Wohnungseigentumsgesetz besteht unmittelbarer 
Handlungsbedarf. Hierzu erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker MdB: 

 
„Bau oder Kauf einer Immobilie stellen für die Verbraucher in aller Regel die weitreichendste finanzielle Entschei-
dung ihres gesamten Lebens dar. In der gegenwärtigen Niedrigzinsphase ist nicht nur bei jungen Familien die Bereit-
schaft, ein Haus zu bauen oder Wohnungseigentum zu erwerben, noch einmal gestiegen, sondern viele sorgen damit 
fürs Alter vor und schaffen zugleich dringend benötigten Wohnraum. 
Mit der sich aktuell in der parlamentarischen Beratung befindlichen Reform des Bauvertragsrechts stärken wir den 
Verbraucherschutz bei Baudienstleistungen, indem wir die Rechtsposition des privaten Bauherrn gegenüber dem 
Bauunternehmer deutlich verbessern. 
Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, ist nun das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz gefordert, 
zur Verbesserung des Verbraucherschutzes auch des Wohnungseigentümers tätig zu werden und Reformvorschläge 
für das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) zu erarbeiten. Denn ohne die privaten Wohnungseigentümer können wir 
weder den dringend erforderlichen Zubau an Wohnraum schaffen, noch die notwendigen Modernisierungen für den 
altersgerechten Umbau und die Ziele der Energiewende erreichen! 
Vor allem an zwei wesentlichen Stellen sehen wir die Möglichkeit, die Rechtsposition des Wohnungseigentümers 
deutlich zu verbessern: Zum einen muss der Immobilienverwalter, der oft finanziell weitreichendste Entscheidun-
gen in Millionenhöhe für die Wohnungseigentümer trifft, zu einem eigenen Beruf professionalisiert werden. Hierfür 
sind Nachweise über Sachkunde und persönliche Zuverlässigkeit ebenso erforderlich, wie eine Berufshaftpflichtver-
sicherung für Schäden, die den Eigentümern durch seine Handlungen entstehen. 
Zum anderen müssen wir prüfen, in welchen weiteren Fällen und in welcher konkreten Form wir eine Abweichung 
vom Grundsatz der Einstimmigkeit der Eigentümergemeinschaft in baulichen Maßnahmen verantworten können. 
Zwar kann bei „Modernisierungen zur Anpassung an den Stand der Technik“ bereits heute in manchen Fällen die 
Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit der Eigentümer ausreichen. Hiervon sind allerdings nur ein Teil der ener-
getischen Sanierungen erfasst. Gar nicht erfasst wird der seniorengerechte, barrierefreie Umbau der Wohnungen 
sowie Maßnahmen zur Sicherung vor Einbruchsdiebstählen. Das BMJV ist nun gefordert, zu diesen Fragen Stellung 
zu nehmen und Reformvorschläge auszuarbeiten.“       Foto: Frank Baquet 
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